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A. Bericht des Abgeordneten von Manteuffel (Neuß)"’) 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2558 — in der aus der anliegen- 
den Zusammenstellung ersichtlichen Fassung mit der Überschrift 
„Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Soldatengesetzes und 
des Besoldungsangleichungsgesetzes für den Bundesgrenzschutz“ an- 
zunehmen. 


Bonn, den 12. November 1956 

Der Ausschuß für Verteidigung 

Dr. Jaeger von Manteuffel (Neuß) 

Vorsitzender Berichterstatter 


*) folgt unter zu Drucksache 2854 


Druck: Bonner Universitäts-Buch druckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Dr. Jaeger, Dr. Kleindinst, Berendsen, 
Dr. Kliesing, Dr. Krone und Fraktion der CDU/CSU eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Soldatengesetzes 

- Drucksache 2558 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verteidigung 

(6. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Das Gesetz über die Rechtsstellung der 
Soldaten (Soldatengesetz) vom 19. März 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 114) wird wie folgt ge- 
ändert: 

l.In § 62 Abs. 1 wird der zweite Halbsatz 
gestrichen. Als Sätze 2, 3 und 4 sind anzu- 
fügen: 

„Durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates werden die Besol- 
dungsgruppen und Dienstaltersstufen be- 
stimmt, denen die Berufssoldaten und die 
Soldaten auf Zeit zuzuordnen sind. Dabei 
sind die Mannschaften wie Beamte des 
einfachen Dienstes, die Unteroffiziere In 
der Regel wie Beamte des mittleren Dien- 
stes, die Leutnante und Hauptleute wie Be- 
amte des gehobenen Dienstes, die Stabs- 
ärzte und Stabsoffiziere wie Beamte des 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 

und des Besoldungsangleidiungsgesetzes für 
den Bundesgrenzschutz 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

S 1 

Das Gesetz über die Rechtsstellung der 
Soldaten (Soldatengesetz) vom 19. März 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 114) wird wie folgt ge- 
ändert: 

l.In § 62 Abs. 1 wird der zweite Halbsatz 
gestrichen. Als Sätze 2, 3, 4 und 5 sind an- 
zufügen: 

„Durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates werden die Besol- 
dungsgruppen und Dienstaltersstufen be- 
stimmt, denen die Berufssoldaten und die 
Soldaten auf Zelt zuzuordnen sind. Dabei 
sind die Mannschaften wie Beamte des 
einfachen Dienstes, die Unteroffiziere In 
der Regel wie Beamte des mittleren Dien- 
stes, die Leutnante und Hauptleute wie 
Beamte des gehobenen Dienstes, die Stabs- 
ärzte und Stabsoffiziere wie Beamte des 



Entwurf 

höheren Dienstes einzustufen. Die Gene- 
rale sind der Besoldungsordnung B zuzu- 
ordnen.“ 


2. In § 72 Abs. 1 wird hinter dem Wortlaut 
der Nummer 4 der Punkt durch ein 
Komma ersetzt. Als Nummer 5 wird an- 
gefügt: 

„5. die Zuordnung der Berufssoldaten und 
der Soldaten auf Zeit zu den Besol- 
dungsgruppen und Dienstaltersstufen 
nach § 62 Abs. 1.“ 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

höheren Dienstes einzustufen. Die Gene- 
rale sind der Besoldungsordnung B zuzu- 
ordnen. Bis zum Inkrafttreten dieser Ver- 
ordnung gilt für die Besoldung der Solda- 
ten die Zweite Verordnung über die Be- 
soldung der Freiwilligen In den Streitkräf- 
ten vom 31. Januar 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 61) in der Fassung der Verordnung vom 
26. März 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 157).“ 

2. unverändert 


§ 1 a 

Das Gesetz zur Angleidiung der Dienstbe- 
züge von Vollzugsbeamten des Bundesgrenz- 
schutzes an die Besoldung der Freiwilligen in 
den Streitkräften (Besoldungsangleichungs- 
gesetz für den Bundesgrenzschutz) vom 
6. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 489) wird 
wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift und in § 1 werden die 
Worte „Freiwillige in den Streitkräften“ 
durch das Wort „Soldaten“ ersetzt. 

2. § 2 erhält folgende Fassung: 

4 2 

Die Höhe der Zulage riditet sidi jeweils 
nadi dem Untersdiiedsbetrag zwisdien 
dem monatlidien Grundgehalt, das dem 
Vollzugsbeamten des Bundesgrenzschutzes, 
und dem monatlichen Grundgehalt, das 
einem vergleichbaren Soldaten zusteht. Das 
Grundgehalt umfaßt auch die ruhegehalt- 
fähigen Stellenzulagen sowie die allgemein 
den Beamten und Soldaten zum Grundge- 
halt gewährten Zulagen.“ 

3. In § 3 werden die Worte „in den Streit- 
kräften“ durch die Worte „in der Bundes- 
wehr“ ersetzt. 


S 2 § 2 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom unverändert 

1. April 1956 in Kraft. 
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